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Schweiz

Das Bundesgericht hat
entschieden: Der Präsident
des Vereins Islamischer
Zentralrat Schweiz, Nicolas
Blancho, erhält keinen
Waffenerwerbsschein.

Das Bundesgericht bestätigt in seinem
gestern publizierten Urteil den Ent-
scheid des Berner Verwaltungsgerichts.
Dieses hatte ausführlich dargelegt, aus
welchen Gründen Nicolas Blancho kein
Waffenerwerbsschein ausgestellt werde.
Der Präsident des Vereins Islamischer
Zentralrat (IZRS) hatte im Oktober 2014
ein entsprechendes Gesuch bei seiner
Wohngemeinde eingereicht. Er hatte die
Absicht, sich eine Pistole SIG Sauer P226
zu kaufen.

Das Verwaltungsgericht hielt in sei-
nem Entscheid vomDezember 2017 fest,
Blancho könne einen sorgfältigen, ver-
antwortungsbewussten und gesetzmäs-
sigen Umgang nicht ausreichend ge-
währleisten. Als Grund für seine An-
nahme nannte das Gericht die radikale
Gesinnung Blanchos und dass dieser die
Menschenrechte und das in der Schweiz
geltende Recht nicht vollumfänglich an-
erkenne. Zudem betrachte er einen ge-
waltsamenWiderstand in gewissen Situ-
ationen als legitim.

Es bestehen gemäss Verwaltungsge-
richt konkrete Anhaltspunkte dafür,
dass Blancho Dritte mit einer Waffe ge-
fährden könnte. Auch besteht keine Ge-
währ dafür, dass Blancho eine erwor-
bene Waffe nicht weitergibt. Das Bun-
desgericht hält fest, dass er nicht ausrei-
chend ausgeführt habe, inwiefern die
Verweigerung eines Waffenerwerbs-
scheins seine Rechte verletzte.

«Ich empfinde dieses Urteil als er-
niedrigend. Als Schweizer Bürger auf-
grund meiner islamischen Gesinnung
keine Waffe besitzen zu dürfen, wider-
spricht dem Gleichheitsgebot», lässt
sich Blancho in einer Mitteilung von ges-
tern zitieren. Darin heisst es weiter, das
Urteil des Bundesgerichts zeige, dass er
als Muslim zum Sonderbürger werde,
demman a priori eine physische Gefähr-
dung zutraue. Der IZRS wird das Urteil
gemäss Mitteilung nicht beim Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte
anfechten. Blancho behalte sich aber
das Recht vor, zu einem späteren Zeit-
punkt ein erneutes Gesuch zu stellen.

Nicolas Blancho und zwei weitere
Männer stehen am 16. und 17.Mai vor
dem Bundesstrafgericht in Bellinzona.
Ihnen wird ein Verstoss gegen Artikel 2
des Bundesgesetzes über das Verbot der
Gruppierungen al-Qaida und Islami-
scher Staat sowie verwandter Organisa-
tionen vorgeworfen. (SDA)
Urteil 2C_54/2018 vom 23. 4. 2018

Blancho erhält
keine Waffe

Medien
Keystone-SDA setzt auf
künstliche Intelligenz
Die fusionierte Keystone-SDA will den
Technologiebereich stark ausbauen und
plant ab 2019 automatisierte Berichte
für Sportresultate. Die Befristung bei
Neueinstellungen habe nach heutigem
Stand nichts mit einem weiteren Abbau
zu tun. Beim ersten Auftritt der gemein-
samen Keystone-SDA-Führung standen
die künftige Bedeutung und das Expan-
sionspotenzial neuer Technologien im
Fokus. Als Beispiele von neuen IT-Pro-
dukten wurden etwa App-Lösungen für
Schweizer Medien genannt. Auch solle
künstliche Intelligenz redaktionelle
Workflows vereinfachen – ab 2019 vor-
erst in der Sportberichterstattung. (SDA)

Baukartell-Skandal
Nach Millionenbusse
distanziert sich Ständerat
CVP-Ständerat Stefan Engler zieht eine
persönliche Konsequenz aus dem Bünd-
ner Baukartellskandal: Er absolviert
keine weitere Amtsperiode als Verwal-
tungsratspräsident des involvierten Bau-
unternehmens Lazzarini AG. Die Wett-
bewerbskommission hat über die Firma
die zweithöchste Busse verhängt, die im
Skandal um illegale Preisabsprachen ge-
sprochenen worden ist: 2 bis 2,5 Millio-
nen Franken Strafe. Das Verdikt ist noch
nicht rechtskräftig. (SDA)

Nachrichten

LafargeHolcim wird den
Vorwurf, von Kinderarbeit
profitiert zu haben, nicht
mehr los. Ein gutes Beispiel
für die Kontroverse um
Konzernverantwortung.

Christoph Aebischer

Die Menschenrechtsaktivisten lassen
nicht locker. Mit einem Statement und
Videos von Kindern, die in Uganda billig
Rohstoff für LafargeHolcim gefördert
haben sollen, appellieren sie in Düben-
dorf an der gestrigen Generalversamm-
lung an die Verantwortung des Zement-
konzerns. Bis 2017 habe LafargeHolcim
jahrelang von insgesamt 150 Arbeitern
im Altern 12 bis 17 Jahren Pozzolan ge-
kauft, einen Hilfsstoff für die Zement-
produktion. Jetzt soll der Konzern den
Jugendlichen als Wiedergutmachung
wenigstens eine Ausbildung finanzieren.

LafargeHolcim schreibt, man sei den
vorgebrachten Anwürfen der Hilfswerke
Brot für alle und Fastenopfer nachgegan-
gen. Eine Untersuchung unabhängiger
Experten habe keine Hinweise auf Kin-
derarbeit ergeben. Dennoch engagiere

sich die Firma vor Ort in verschiedenen
Projekten zugunsten der lokalen Bevöl-
kerung. Die schweizerisch-französische
Firma betont, sie akzeptiere keine Kin-
derarbeit in der Lieferkette.

Interessant ist die Auseinanderset-
zung im Lichte der politischen Diskus-
sion um die Konzernverantwortung. Mit
der 2016 eingereichten Konzerninitia-
tive wollen 97 Hilfswerke Schweizer Fir-
men haftbar machen für Verstösse gegen
Menschenrechte oder Umweltschäden
im Ausland. Seit letzter Woche existiert
ein Gegenentwurf dazu. Entwickelt hat
ihn Rechtsprofessor und SVP-National-
rat Hans-Ueli Vogt zusammen mit dem
CSP-Nationalrat Karl Vogler.

Vogt erläutert am vorliegenden Streit-
fall den Unterschied zur Initiative: Im
Endeffekt müsste der Konzern keinen
Schadenersatz leisten, wenn statt der In-
itiative der Gegenentwurf Gesetz würde.
Das hält Vogt auch für angebracht: «Es
ist zwar richtig, dass ein Schweizer
Unternehmen in einem Fall wie diesem
etwas unternehmen muss, gleichzeitig
wäre es falsch, wenn es dafür zu haften
hätte.» Denn die Kinder waren weder di-
rekt noch indirekt angestellt beim Unter-
nehmen. Der Rohstoff gelangte über
Zwischenstationen zum Konzern. Im

Wesentlichen gälte es für Kläger in die-
sem Fall, zwei zusätzliche Hürden
gegenüber der Initiative zu überwinden.

Nichtweitermachenwie bisher
Erstens müsste ein von der Schweiz
unterzeichnetes internationales Abkom-
men verletzt sein. Zweitens müssten die
Verstösse bei einer vom Mutterkonzern
kontrollierten Firma geschehen sein. In
Uganda könnten Kläger gemäss Vogts
Einschätzung die erste Hürde eventuell
nehmen, die zweite dagegen nicht. Ganz
abgesehen davon wäre LafargeHolcim
aufgrund des Gegenentwurfs aber ohne-
hin nicht zu irgendwelchen Leistungen
verpflichtet, etwa zur Bezahlung einer
Ausbildung für die Jugendlichen, wie
dies jetzt die Hilfswerke fordern.

Einfach weitermachen wie bisher
wäre auch mit dem Gegenvorschlag
nicht möglich: «Sonst würde LafargeHol-
cim ihre Sorgfaltspflicht verletzen», er-
läutert Vogt. Sie müsste den Lieferanten
darauf hinweisen, dass man seine La-
dungen nur noch kauft, wenn die Roh-
stoffe nicht durch Kinder abgebaut wor-
den sind. Das hat im vorliegenden Fall
dazu geführt, dass die Kinder ihre Arbeit
verloren haben. Darin liegt für Vogt das
Dilemma einer weltweiten Konzernver-

antwortung, das auch der Gegenentwurf
nicht auflösen könne: «Was wir in der
Schweiz als falsch empfinden, muss es
nicht zwingend auch in einem anderen
Land sein», gibt er zu bedenken.

Der Nationalrat wird sich in der Som-
mersession bei der Aktienrechtsreform
mit dem Thema befassen. Das Initiativ-
komitee erwägt einen Rückzug ihres
Volksbegehrens, wenn das Parlament in
diesem Rahmen einen wirkungsvollen
Gegenentwurf beschliesst. Die Initiative
selbst empfiehlt der Bundesrat zu Ab-
lehnung, und auch bei den eidgenössi-
schen Räten findet sich kaum Unterstüt-
zung für das Volksbegehren.

Zement-Riese steht wegen Kinderarbeit am Pranger

Mathias Born

Bei der nächsten Abstimmung dreht sich
alles um Geldspiele. Zumindest vorder-
gründig. Denn im Hintergrund wird am
10. Juni etwas ganz anderes ausgejasst:
die Frage, ob die Schweiz Internetsper-
ren hochziehen soll. Sieben Fragen zu
einem kontroversen Thema:

Was steht im neuen Geldspielgesetz
zu Onlinespielen?
UmGeld gespielt wird längst nicht mehr
nur in Casinos und an Kiosken. Auch im
Internet wird gewettet und gepokert.
Das Geldspielgesetz soll dem Rechnung
tragen. Es lässt diese Spiele zu, sofern
sie von Casinos mit Sitz in der Schweiz
angeboten werden. So soll sichergestellt
werden, dass die Anbieter Schweizer
Recht einhalten, einen Beitrag an das
Gemeinwohl leisten und Massnahmen
gegen Spielsucht und Betrug ergreifen.
Die Schweiz kann ausländische Online-
spiele zwar nicht einfach abschalten. Sie
kann aber Blockaden errichten. Genau
dies wird im Gesetz festgeschrieben:
«Der Zugang zu online durchgeführten
Geldspielen ist zu sperren, wenn die
Spielangebote in der Schweiz nicht be-
willigt sind.»

Wo können Sperren aufgebaut
werden?
Sperren lassen sich Datenverbindungen
zu Hause, beim Internetdienstleister
oder bei den Spieleanbietern. Die erste
Option fällt weg: Der Staat darf keinen
Zugriff auf private Router haben. Wenn
der Spieleanbieter nicht kooperiert,
müssen Fernmeldedienstanbieterinnen
wie Swisscom, UPC oder Salt in ihren
Netzwerken oder in den Internetknoten
Sperren hochziehen.

Wie funktionieren Netzsperren?
Am einfachsten ist eine DNS-Sperre. Da-
bei wird die Nummer, unter der die
Website zu finden ist, auf dem Verzeich-
nis des Domain Name Server gelöscht.
Tippt ein Nutzer die Webadresse ein –
zum Beispiel www.bwin.com –, kann
diese nicht mehr in die IP-Nummer um-
gewandelt werden, also 104.16.130.238.
Man erhält eine Fehlermeldung oder
wird auf eine Seite weitergeleitet, auf
der die Sperrung erklärt wird. Bei IP-
Sperren wird jeglicher Datenverkehr mit
einer IP-Nummer unterbunden. Dabei
gibt es Begleitschäden, oft werden Web-
sites anderer Anbieter mitgesperrt.
Schliesslich gibts diverse Paketfilter, die
jedes Datenpaket nach Inhalt, Absender
und Empfänger untersuchen. Bei den
Geldspielen sind DNS-Sperren geplant.
Dies soll in der Verordnung festgelegt
werden, damit die Regeln schnell wieder
angepasst werden können.

Lassen sich die Sperren umgehen?
Ja. Wer in die Adresszeile des Browsers
statt der normalen Adresse die IP-Num-
mer eingibt, steht trotz DNS-Sperre be-
reits mitten in der Spielhölle. Im Web
findet man viele Seiten, die einem die
gesuchte IP-Nummer verraten. Oder
aber: Man trägt in den Einstellungen des
Browsers oder des Routers einen alter-
nativen DNS-Server ein, etwa jenen von
OpenDNS, des Chaos Computer Club
oder von Google. Leicht komplizierter
wird es, wenn IP-Sperren zum Einsatz
kommen. Dann stellt man ein Virtual
Private Network (VPN) her – buddelt
also quasi einen Stollen ins liberalere
Ausland. Oder man nutzt einen Proxy-
Server im Ausland. Dieser fungiert sozu-
sagen als Mittelsmann. Eine Spezialform
ist das Tor-Netzwerk, bei dem jedes
Datenpaket verschlüsselt mehrfach wei-
tergereicht wird.

Wie gehen die berüchtigten
Sperrstaaten vor?
In Ländern wie China wird das Internet
stark zensiert. Der Zugriff auf un-
erwünschte Anbieter wird mit einer IP-
Sperre verunmöglicht. Damit sich diese
nicht einfach umgehen lässt, werden
auch Proxy-Server auf die Sperrliste ge-
setzt. Seit Beginn dieses Jahres ist Privat-
personen auch die Nutzung von VPN
untersagt. Zudem durchsuchen Router,
die bei den zentralen Leitungen ange-
hängt sind, die Datenpakete. Da Ver-
schlüsselungstechnologien das Filtern
erschweren, werden mit bestimmten
Protokollen verschlüsselte Datenpakete
generell gar nicht durchgelassen.

Wurden in der Schweiz bereits
Netzsperren hochgezogen?
Bislang werden Netzsperren nur in Ein-
zelfällen eingesetzt – meist gegen Krimi-
nelle, die private Daten ergaunern oder
Schadsoftware einschleusen wollen, wie
die Datenbank eines Informatikers auf
DNSzensur.ch zeigt. Gesperrt werden
auch Websites mit Kinderpornos. Diese
Blockaden werden vom Bundesamts für
Polizei veranlasst und von den Internet-
zugangsanbietern umgesetzt. Bislang
gibt es kein Gesetz, das diese zum Sper-

ren von Angeboten verpflichtet. Erst mit
der Revision des Fernmeldegesetzes
dürfte sich dies ändern. Oder mit dem
Geldspielgesetz.

Weshalb sind Sperren schädlich?
Die Verbände der Internet- und Kommu-
nikationswirtschaft sträuben sich gegen
das Geldspielgesetz. Das ist wenig ver-
wunderlich: Der Staat reguliert damit
ihre Arbeit und verursacht beträchtli-
chen Mehraufwand. Laut dem Verband
der Telekommunikation (Asut) wider-
sprechen Netzsperren einem offenen
Internet und seien «ein erster Schritt zur
Zensur». Mit der Einführung werde ein
gefährliches Präjudiz geschaffen. Und es
sei ein falsches Signal, wenn die Schweiz
legale ausländische Anbieter blockiere –
kurz nachdem die EU das sogenannte
Geoblocking abgeschafft habe. Beim
Branchenverband der Internetanbieter,
Swico, argumentiert man noch pointier-
ter: Die finanziellen Interessen der Casi-
nobranche mit weniger als 2000 Voll-
zeitstellen rechtfertigten keinen Eingriff
in die verfassungsmässigen Grund-
rechte. Auch die Nichtregierungsorgani-
sation Digitale Gesellschaft sieht in Netz-
sperren «einen ernsten Eingriff in die In-
formationsfreiheit aller».

Für die Spieler – oder die Casinos?
Mit dem Geldspielgesetz würde sich die Schweiz erstmals Internetsperren verordnen. Diese sind umstritten.
Die wichtigsten Fragen und Antworten zu diesen Netzsperren.

Die widrigen Wetterverhältnisse in Europa und
Nordamerika haben den Zementriesen
LafargeHolcim zu Jahresbeginn gebremst.
Der bereinigte Betriebsgewinn sank im ersten
Quartal um 13,4 Prozent auf 700 Millionen
Franken, wie LafargeHolcim gestern mitteilte.
Der Umsatz des Weltmarktführers stagnierte
bei 5,83 Milliarden Franken. LafargeHolcim
sieht sich für 2018 auf Kurs. Der Konzern ist
zuversichtlich, seine Ziele zu erreichen. (SDA)

LafargeHolcim
Langsamer unterwegs

Das neue Gesetz fordert auch, dass sich die Anbieter von Onlinespielen gegen Spielsucht engagieren. Foto: Gaëtan Bally (Keystone)

Der Staat darf keinen
Zugriff auf private Router
haben. Deshalbmüssten
dieNetzanbieter Sperren
hochziehen.


